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l8/J A;.nfrage 

der Abg. S t ein e r, R 0 sen bel' ger, S pie 1 b Ü c h 1 e I' 

und Genossen 

~ den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend vorgeschlagene Erhöhung der Umsatzsteuer. 

- .... -
,Den gefertigten Abgeordneten ist zur Kenntnis gekommen, dass 

die Bundessektion Handel der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft eine 

Erh6hung der Umsat'zsteuer verlangt hat. Von der Erh6hung dieser, Umsatzsteuer 

sollen Erzeuger getroffen werden; weloheihre Waren unter Ausschaltung 
des Grosshandels direkt an den Letztverk~ufer oder an den Letztverbraucher 

liefern. nie ErhCihung soll so viel betragen, 'als an Steuer auflaufonwürde, 

''wenn diese., Waren den normalEm Weg über den Grosshandel g/ohen würden" Q 

Es sehe int dem an 6sterreichische. Kartell~ und Kammerverhältnisse gewo'hnten 

Österreicher diese.Nachrioht auf den erstel}:Blick unglaub~rdig. Aber 

der Woohenbericht der Bundeskammer bringt dafür leider die traurige Be­

stä~igung. ~s ist also Tatsache~a~~ne Sektion der Handelskammer auf 

de~ Standpunkt steht, dass der kartellierte Bross- und Zwischenhandel in 

österreich in seinem heutigen Umfang durch Steuermassnahmen gesetzlich 

geschUtzt werden müsse. Der Landwirt oder der industrielle Erzeuger,wwlche 

direkt an ~etztverteiler oder Letztverbraucher liefern und daher auch 
. r 

'. billiger sind, sollen bestraft werden. So will es die Handelssektion der 

Handelskam.mer. Und diese Herren haben den MUt, sich in Österreich als Vor-< 

kämp!er der "freien Wirtschaft tt aufzuspielen. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herr~ Bundes-
, 

minister für Finanzen die nachstehende 

A n fra g e: 

Ist der Herr Bundesminister bereit~zu erklären, dass er die Er­
höhung der Uinsatzsteuer für Warenlieferungen an Letztverteiler oder -ver­

brauoher ablehnt? 

... -.-.-.-.-
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